
 Die Lüge vom Abzug als Basis 

 der Entscheidungen von Bonn   

Die US Regierung hat im Juli 650 Soldaten ab-
gezogen, nachdem sie Ende 2009 ihre Truppen 
um 30.000 aufgestockt hat. Weitere werden 
angesichts des ökonomischen Desasters des 
Landes USA folgen. Gleichzeitig werden bis 
2015 über 200 Millionen Dollar für den Ausbau 
und die Befestigung von fünf US- Stützpunk-
ten, besonders Bagram, bereitgestellt (siehe die 
dem US-Kongress Ende 2010 vorgelegte mittel-
fristige Finanzplanung). 

Die US Regierung steht von dem Abschluss – 
so Veröffentlichungen u.a. im Daily Telegraph 
und diversen anderen US-Medien vom August 
2011 – eines Stationierungsabkommens mit 
der afghanischen (Karsai-)Regierung über die 
Stationierung von Truppen in Afghanistan bis 
2024(!!!). In den Veröffentlichungen wird von 
25.000 Soldaten und Offi zieren gesprochen, 
und zwar nicht nur von Ausbildern, sondern 
auch von Boden- Kampftruppen und der Luft-
waffe. Als Gründe werden die Instabilität der 
afghanischen Armee und die geostrategische 
Notwendigkeit von US Truppen in der Nähe von 
Pakistan, Iran und China genannt.

 Neue Kriegsstrategie   

Es handelt sich also um eine Veränderung der 
Kriegsstrategie, der Planung der militärischen 
Aktivitäten, die durch drei miteinander verbun-
dene Faktoren gekennzeichnet sind.

1.  Intensivierung des Drohnen Einsatzes, nicht 
nur in Afghanistan sondern auch in Pakistan. 

Zu dieser Strategie gehört auch das völker-
rechtswidrige Killen (target killing) von an-
geblichen Führungspersonen der Taliban.
Schon jetzt war 2011 das Jahr mit den meis-
ten Drohnen Einsätze dieses Krieges. Dabei 
scheint zu stimmen: Geheimdienstaufklärung 

und ferngesteuerte Drohnen kosten weniger 
als der Einsatz zehntausender Soldaten fern 
der Heimat und steigern deshalb kaum die 
Ablehnung des Krieges an der “Heimatfront“. 
In der Logik der Militärführung scheinen Er-
folge bei Spezialoperationen diese Politik zu 
rechtfertigen. Natürlich steigt aber auch das 
Risiko von Irrtümern und der Tötung Unschul-
diger, wenn man auf solche Formen der Terro-
ristenjagd aus der Ferne per Knopfdruck setzt.
Die Gesamtzahl der Opfer unter der Zivilbe-
völkerung in den ersten sechs Monaten dieses 
Jahres, nach einem Bericht der UN Assistance 
Mission in Afghanistan, ist mit 3.268 Opfern – 
darunter 1.271 Tote und 1.997 Verletzte – ein Plus 
von 31% gegenüber 2009. Diese Zahlen umfas-
sen alle Opfer – nicht nur die durch Drohnen 
sondern besonders auch die durch Aktionen 
der Taliban. Sie zeigen erschütternd, wohin die 
Intensivierung des Krieges führt. 

2.  Schneller Ausbau der Afghanischen Armee 
und der Afghan Local Police (Dorfmilizen). 
Diese sollen von zurzeit 164.000 Soldaten auf 
260.000 bis 2015 ausgebaut werden.

Diese Armee ist nach den Ansprüchen von Mi-
litärbefürwortern durch Ineffi zienz und Kor-
ruption gekennzeichnet. Nach NATO-Angaben 
liegt die Analphabetismus-Rate bei über 50%, 
es herrscht ein Mangel an Disziplin und bis zu 7 
von 10 Rekruten verschwinden nach der Ausbil-
dung unter Mitnahme ihrer Waffen. Zu eigen-
ständigen Einsätzen ist dies Armee kaum in der 
Lage. Bei den Dorfmilizen handelt es sich eher 
um Söldnertruppen, die die Bevölkerung aus-
plündern und erpressen, als um Polizisten. Sie 
üben regionale Willkürherrschaft aus.
Es ist sicher keine gewagte Prognose, dass diese 
Afghanisierung des Krieges genauso wie die Vi-
etnamisierung des Krieges vor 40 Jahren schei-
tern wird.

3.  Verstärkung der zivil-militärischen Zusam-
menarbeit, die sogenannten vernetzten Si-
cherheit. 

Dieses bedeutet nichts anderes, als die Milita-

risierung aller gesellschaftlichen Bereiche, also 
die Unterordnung des Zivilen unter das Militär. 
Letzten Endes entscheidet bei dieser Zusam-
menarbeit immer die militärische Logik, Civic 
(zivil-militärische-Zusammenarbeit) ist also 
nur die Fortsetzung des Krieges mit anderen 
Mittel, wird in Afghanistan scheitern und ge-
fährdet darüber hinaus täglich auch noch den 
Auftrag und die Menschen der entwicklungspo-
litischen Organisationen. 
Das Scheitern dieser Kriegspolitik ist vorge-
zeichnet, verlängert den Krieg und kostet wei-
tere, besonders zivile Opfer.

 Friedenspolitik ist gefordert  

Diese muss umfassen:

1.  Erstes Ziel muss ein Waffenstillstand, ein Ende 
der Kampfhandlung sein. 

Diese Herausforderung taucht in dem oben zi-
tierten Bericht nicht auf. Ein Waffenstillstand 
widerspricht der aktuellen Politik der USA. 

2.  Friedensprozesse erfordern Verhandlungen 
und zwar, wie Willy Brandt es ausdrückte, 
„mit dem Gegner, dem Feind, mit dem Freund 
gehe ich lieber einen Trinken“. 

Ansätze dazu gab und gibt es, sie werden aber 
immer wieder u.a. durch das target killing und 
auch durch das Festhalten an der Stationie-
rung von NATO-Truppen boykottiert. Erkenn-
bar scheint, dass sich die Taliban, in den Men-
schenrechts-, Frauen- und Bildungsfragen zu 
mindestens anfangen zu bewegen, von der US-
Regierung und der NATO kann man das kaum 
behaupten.

3.  Die Invasion in das Land muss beendet und 
alle fremden Truppen müssen abgezogen 
werden. 

Nur so kann überhaupt die Voraussetzung 
für eine Selbstbestimmung der Menschen in 
Afghanistan (wie kompliziert und vielleicht 
auch weiterhin blutig sie sein mag) geschaf-
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fen werden. Nur so können auch Prozesse der 
Selbstfi ndung im Lande beginnen, können nach 
dem Ende des Krieges neue gesellschaftlich 
handelnde Kräfte auftreten. Vielleicht erzwingt 
auch hier die junge Generation unter Nutzung 
der auch in Afghanistan vorhandenen moder-
nen Kommunikationsmittel die Wende zu Frie-
den und gesellschaftlicher Umgestaltung und 
Demokratie.

Genereller gesagt und dies ist mehr als eine 
Vision: ohne - langfristiges - Vertrauen in ge-
sellschaftliches Handeln von Menschen auch 
unter komplizierten Bedingungen, sind keine 
Veränderungen möglich und erstrebenswert. 
Das sollten wir doch erneut aus den Auseinan-
dersetzungen in der arabischen Welt gelernt 
haben. Für diese „Luft zum Atmen“ müssen 
wir mit sorgen, indem der Abzug der Truppen 
durchgesetzt wird.
Besetzung und Neokolonialismus ist dazu eine 
historisch gescheiterte Alternative.

4.  Als Wiedergutmachung und zur Unterstüt-
zung demokratischer, emanzipatorischer 
aber auch ökologischer und nachhaltiger Pro-
zesse ist eine umfassende Unterstützung des 
(Wieder-)Aufbaus Afghanistans notwendig. 

Für ein freies Afghanistan braucht es keinen 
Masterplan von außen, sondern die Unterstüt-
zung vielfältiger besonders dezentraler Prozes-
se, die die Menschen des Landes in eigener Ver-
antwortung entwickeln. 

Es lohnt sich, sich für diese Visionen und Ziele 
zu engagieren. Gerade auch im Protest gegen 
die neoliberale Besatzungs- und Kriegspolitik, 
die auf dem Petersberg II Gipfel in Bonn im De-
zember gefeiert werden soll. 

Frieden verlangt Engagement – besonders auch 
2011 gegen den Krieg in Afghanistan.

Reiner Braun (IALANA), Monty Schädel (DFG-VK). 
Beide gehören dem Vorbereitungskreis für die Pe-
tersberg II Proteste in Bonn an. 
 

Afghanistan wird seit mehr als 30 Jahren von Krieg überzogen – erst durch den Stell-
vertreterkrieg zwischen der Sowjetunion und den durch die USA/CIA fi nanzierten 
Mudjahedin, dann durch Bürgerkriege, jetzt durch die NATO. 10 Jahre nach dem of-
fenkundigen Scheitern der militärischen Invasion der NATO, mehren sich auch in der 
politischen Klasse unseres Landes die kritischen Stimmen.

Was ist aber die Konsequenz: Abzug aller Truppen und Wiedergutmachung durch 
massive Unterstützung eines Aufbauprozesses entsprechend den Wünschen und Be-
dürfnissen der AfghanInnen, wie das die Friedensbewegung fordert? Mitnichten!

In vielen offi ziellen Dokumenten wird jetzt von einem Truppen-Abzug bis 2014 und 
eine Übertragung der Verantwortung auf die afghanische Regierung und ihre Armee 
gesprochen. So auch in der Einladung zu der Außenministerkonferenz in Bonn im 
Dezember 2011. Der Text der Einladung ist unserer Ansicht nach „von einem völligen 
Realitätsverlust getragen und die Fortsetzung der bewussten Täuschung der Öffent-
lichkeit über den Truppenabzug bis 2014“. Die Realität von Krieg und Terror werden 
in der Einladung quasi geleugnet, eine geradezu unwirkliche Situation des Landes Af-
ghanistan wird gezeichnet.

Afghanistan Dezember 2011 
10 Jahre Krieg – Protest 
gegen »PetersBerg ii« 
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Deshalb:   – Bundeswehr unverzüglich aus Afghanistan abziehen  
 –  zivile, selbstbestimmte Strukturen in Afghanistan unterstützen 
 – Wiederaufbau finanziell und personell fördern

Schluss mit dem Krieg in Afghanistan
Frieden braucht Verhandlung – Verhandlungen brauchen einen Truppenabzug.

Weitere Informationen unter www.linksfraktion.de
V.i.S.d.P. Ulrich Maurer

»Die Besatzung Brachte 
nur Krieg unD terror«
Interview mit Malalai Joya aus Afghanistan

Noam Chomsky (Professor für Linguistik am 
Massachusetts Institute of Technology)
Der Krieg gegen Afghanistan ist kein Fall 
der Selbstverteidigung nach der UN Charta 
unter dessen Duktus er nun seit 10 Jahren 
geführt wird. Die USA werden wohl kaum 

behaupten können, 
sich unter einen dau-
erhaften Angriff – 
Bedingung für die 
Anwendung des Art. 
51 UN Charta – zu be-
finden. Der Afghanis-
tan-Krieg ist Terror 
der USA gegen die af-
gahanische Bevölke-

rung. Er begann mit der Aushungerung der 
Zivilbevölkerung, durch die Veranlassung 
der USA an Pakistan keine Hilfsgüter mehr 
ins Land zu lassen. Beim Krieg in Afghanis-
tan geht es um imperialistische Interessen: 
die Verbesserung der militärischen Position 
der USA in Zentralasien, die Sicherung stra-
tegischer Ressourcen wie Öl und Wasser so-
wie der Sicherung des Zugangs zu Schlüssel-
märkten. Die Herstellung von Demokratie, 
Menschenrechten und sozialem Wohlstand 
halten bei diesem Krieg nur als Alibi her.

Hans-Christian Ströbele: Krieg beenden und 
ehrliche Verhandlungen beginnen – jetzt

„Bonn 2“ ist die Er-
lösungsformel. Die 
Menschen in Afgha-
nistan erhoffen sich 
von der Konferenz 
Frieden, eine korrup-
tionsfreie Regierung 
und alles Gute. Das 
sagten mir alle in Ka-
bul auf meiner Reise 

im September. Die Sicherheitslage ist weiter 
dramatisch schlecht. Aufständische schei-
nen zuschlagen zu können, wann und wo 
sie wollen. Nicht nur in Kandahar, auch in 
Kunduz und Kabul. Und die gezielten Tö-
tungen von ISAF und NATO gehen unver-
mindert weiter. Damit muss sofort Schluss 
sein. Waffenstillstand jetzt. Verhandlungen 
mit allen Aufständischen sind nötig und 
möglich, wenn deren Sicherheit garantiert 
wird. Auch in „Bonn 2“ müssen Taliban da-
bei sein. Alles andere macht keinen Sinn. 
Die meisten Menschen wollen das – und 
nicht weiter Krieg für drei oder mehr Jahre.

Oskar Lafontaine – Zum Krieg in Afghanistan
„DIE LINKE lehnt den 
Einsatz der Bundeswehr 
in Afghanistan entschie-
den ab. Er ist weder zu 
begründen noch zu ver-
antworten. Krieg ist für 
uns kein Mittel der Poli-
tik. Die Rechtfertigungs-
muster für Kampfeinsät-
ze sind stets die gleichen, 

sei es der Schutz der Menschenrechte – beson-
ders der Rechte der Frauen – oder der Bau von 
Brunnen und Schulen. In Afghanistan haben 
wir es aber heute mit einem sinnlosen Krieg zu 
tun, in denen viele unschuldige Menschen ge-
tötet werden. So genannte humanitäre Inter-
ventionen führen regelmäßig zum Gegenteil 
von dem, was sie erreichen sollen. Der erfolg-
lose Einsatz in Afghanistan zeigt dies seit nun-
mehr 10 Jahren. DIE LINKE fordert die Abkehr 
von dieser gescheiterten Politik.“ 

Mairead Maguire (Nordirische Friedensnobel-
preisträgerin)
Wir kämpfen für die Geburt eines neuen Be-
wustsein auf dieser Welt, eines Bewustsein von 
Frieden und Liebe. Es war die Hoffnung der 
Menschen, dass die USA auf den 11. September  

nicht mit Rache sondern 
mit dem Recht antwor-
tet. Die USA entschied 
sich leider für die Rache 
und damit  brachte sie 
Terror und Angst über 
die afghanische Zivilbe-
völkerung.
Die USA und die NATO 
stehen für eine ausster-

bene Welt von Gewalt, Militarismus, Krieg, die 
Ermordung von Menschen und der Zerstörung 
der Natur.Wir müssen mit dieser Welt von 
Ungleichheit und Ungerechtigkeit brechen. 
Militärisch läßt sich Gerechtigkeit nicht er-
zwingen, es muss aus Gesellschaften heraus 
entwickelt werden; das zeigen u.a. die Verän-
derungsprozesse im arabischen Raum. 

Unsere Regierung begründet den Krieg in Afghanistan damit, dass der Wiederauf-
bau abgesichert und die Frauenrechte geschützt werden müssen. Was ist da dran?
Malalai Joya: Zehn Jahre Be-
satzung und Krieg brachten 
nicht die geringste Verbesse-
rung im Bereich des Wieder-
aufbaus und der Frauenrechte. 
Milliarden von Dollar wurden 
nach Afghanistan gepumpt 
und hätten aus Afghanistan 
ein Paradies machen können. 
Stattdessen verschwand die-
ses Geld in den Taschen der 
von den USA unterstützten 
brutalen Warlords und Funda-
mentalisten Afghanistans.

Wiederaufbaummaßnahmen 
sieht man nur in den urba-
nen Zentren wie Kabul, Herat 
und Mazar-e-Sharif. Zudem 
werden die Baumaßnahmen 
im Bereich der Infrastruktur 
meistens mit qualitativ min-
derwertigen Baumaterialien 
durchgeführt und sind bereits 
nach mehreren Monaten wie-
der reparaturbedürftig. Die 
US-Regierung hat nach eige-
nen Angaben über 55 Milliar-
den US Dollar in den Wieder-
aufbau von Afghanistan gesteckt, aber noch immer ist Afghanistan im Human 
Development Index (UN-Index der die menschliche Entwicklung weltweit misst 
und vergleicht) auf Position 181 von 182 Ländern gelistet, d.h. das mit am schlech-
testen entwickelste Land der Welt. Afghanistan verfügt nach Angaben des Berg-
bauministers über Bodenschätze im Wert von rund 3 Mrd. US-Dollar. Aber bedingt 
durch die zweit höchsten Korruptionsraten der Welt würde die Einnahmen aus 
dem Abbau auch wieder nur in den Taschen von Regierungsvertretern und War-
lords landen.

Afghanistan sieht sich gerade einem Desaster gegenüber, was die Frauenrechte 
angeht. Nicht nur das die Situation von Frauen sich in den letzten Jahren ver-
schlechtert hat, nein, es ist sogar in vielen Provinzen schlimmer geworden als zu 

Taliban-Zeiten. Frauen werden vergewaltigt, 
entführt, ermordet und mit Säure angegriffen. 

Immer mehr Frauen und Mäd-
chen versuchen diesem Elend 
durch Selbstmord zu entkom-
men, in den meisten Fällen 
durch Selbstverbrennung. Erst 
kürzlich wurde ein 17jähriges 
Mädchen durch den Vorsit-
zenden des Regional Rates von 
Kunar vergewaltigt. Ein Neffe 
des Parlamentariers Qazi Kabir 
Marziban, Abdul Basir zwang 
ein Mädchen zur Heirat und 
schoss ihr nach der Heirat drei-
mal in den Kopf. Ein anderes 
Mädchen, Bibi Sanubar wur-
de erst kürzlich in der Provinz 
Badghis in aller Öffentlichkeit 
ausgepeitscht und dann drei-
mal in den Kopf geschossen. 
Dies zeigt die Degradierung 
der Frauenrechte unter der 
Nato-Besatzung genau wie 
zu Taliban Zeiten. Frauen ge-
nossen weit mehr Rechte in 
den 1960er und 1970er Jahren 
denn heute. 

Hat die NATO Demokratie nach 
Afghanistan gebracht? Wie be-

wertest du die Parlamentswahlen und die Regie-
rung des Präsidenten Hamid Karzais?
Malalai Joya: In all den Jahren der Besatzung 
brachten die US/Nato-Truppen nur Krieg, Ter-
ror, Armut, Brutalität und Unsicherheit. Zu sa-
gen, dass sie hier sind um uns Demokratie zu 
bringen, ist ein extrem schmerzhafter und zy-
nischer Witz angesichts des ungebrochenen 
Leiden meines Volkes. Das einzige Geschenk 
das sie uns mitbrachten, war die „Installierung“ 
einer Reihe von berüchtigten mit Kriegsverbre-
chen beladenen Warlords und Kriminellen in 

den höchsten Rängen der Macht, die ihre brutalen Verbrechen 
gegen das afghanische Volk, insbesondere gegen Frauen fortset-
zen. Sie werden bis heute von USA/Nato gepflegt und gehegt. 

Die Parlamentswahlen und die daraus hervorgegange Krise 
verursachten ein weiteres Drama für das afghanische Volk. Die 
westlichen Medien präsentierten die Wahlen wie ein sehr zen-
trales, wichtiges Thema für die afghanische Bevölkerung. Doch 
dem war nicht so. Die Parlamentswahlen hatten keine Relevanz 
für die afghanische Bevölkerung, die genug damit beschäftigt 
ist im Dschungel von Hunger, Armut, Arbeitslosigkeit, Unsicher-
heit, Korruption und anderer Desaster zu überleben. Zudem war 
die Wahl keine Makulatur. keine Wahl, sondern eine bereits zu-
vor festgelegte Auswahl an Personen, ohne jede demokratische 
Legitimierung. 

Karzai ist in den Augen meines Volkes ein Krimineller, denn er ar-
beitet zusammen mit den eingeschworenen Feinden Afghanis-
tans, gegen Demokratie, gegen Freiheit, gegen Frieden und Un-
abhängigkeit. Zu Beginn seiner Amtszeit hatte die Bevölkerung 
Hoffnung in ihn gesetzt. Doch diese Hoffnung erlosch schnell. 
Er verriet diese Hoffnungen, als er fortwährend Warlords unter-
stützte und ihnen hohe Positionen in der Regierung vermachte. 
Er ist schlussendlich nur ein Lakai der USA und folgt blind und 
devot ihren Anweisungen und Befehlen. 

Welche Perspektiven siehst du für eine Verbesserung der Lebens-
bedingungen in Afghanistan?
Malalai Joya: Bevor das fundamentalistische und kriminelle 
Regime nicht vollständig zerschlagen ist wird Afghanistan nie 
den Weg in eine lebenswerte Zukunft einschlagen können. Erst 
wenn eine wirklich demokratische, ehrliche, nicht-korrupte, ak-
tiv sich für Frauenrechte einsetzende und antifundamentalis-
tische Regierung sich in Afghanistan etabliert hat, werden sich 
Verbesserungen der Lebensbedingungen einstellen.

Was können wir in Deutschland tun, um zu helfen?
Malalai Joya: Zuallerst bedürfen die progressiven Kräfte in Af-
ghanistan sehr dringend finanzieller Unterstützung, um ihren 
Kampf fortführen zu können. Zusätzlich könnt ihr uns politisch 
unterstützen indem ihr Anti-Kriegsdemonstrationen und Kam-
pagnen organisiert und so aktiv auf eure Regierung Einfluss 
nehmt, damit diese die Besatzung durch die Bundeswehr ebenso 
beendet wie ihre Unterstützung von Warlords in der Regierung 
Karzais, und endlich aufhört der verräterischen US-Kriegspolitik 
zu folgen. 
Ebenso könnt ihr uns unterstützen indem ihr Artikel schreibt 
und/oder übersetzt, die die Kriegstreiberei und Kriegsverbre-
chen in Afghanistan thematisieren, Anti-Kriegs Website kreiert 
und ganz allgemein aufklärt in eurem Land und in der ganzen 
Welt über die Kriegs-Aktivitäten der USA und den Kampf der 
progressiven Kräfte hier in Afghanistan.

Zeitung zu den Protesten gegen „Petersberg II“

STIMMEN GEGEN DEN KRIEG IN AFGHANISTAN



 

Uns bewegt die Verantwortung für Frieden und Abrüstung, das Öko-
system Erde, sowie die Folgen unseres eigenen Tuns.  Wir wollen mit 
unserem Fachwissen dazu beitragen, globale Verantwortung und 
ethisches Handeln zu fördern, Aufklärungsarbeit für einen nachhalti-
gen Umgang mit Wissenschaft und Technik zu leisten und uns inter-
national austauschen, um den aktuellen Herausforderungen gerecht 
zu werden.   

www.kriwi.orgÊ /Ê www.inesglobal.comÊ

SpendenkontoÊ(steuerrechtlichÊ absetzbar): 
Unterstützung internationaler Kommunikation (KriWi)  
GLS Gemeinschaftsbank eG, Bochum  
Konto Nummer: 111 587 43 00 / BLZ: 430 609 67 

Frieden durch Recht  
Autoren u. a.: P. Becker, M. Bothe, D. Deiseroth,  

A. Fisahn, A. Fischer-Lescano, N. Paech  

Weitere Informationen auf: www.ialana.de 

Bestellen sie das Buch über: info@ialana.de 

Die Normen des Völkerrechts, die auf die Bewahrung und Schaffung 
des Friedens ausgerichtet sind, aber auch die Gewaltverbote und Frie-
densgebote des Nationalen Rechts werden immer wieder missachtet, 
gerade auch von denen, die einen Amtseid auf die Verfassung und 
damit zugleich auch auf das Völkerrecht geleistet haben. Es muss die 
kritische Frage gestellt werden, ob das geltende Völkerrecht in seinem 
heutigen Zuschnitt noch in der Lage ist, diese Friedensgebote imple-
mentieren zu helfen.  

Horst Scheffler: Deutschland ist wieder im 
Krieg. Deutsche Soldaten töten und fallen in 
Afghanistan. Weil das so eigentlich nicht sein 
sollte, haben deutsche Politiker und Militärs 
lange versucht, das Wort Krieg zu vermeiden. 
Hatte man nicht die Soldaten der Bundeswehr 
aus Bündnistreue zu den USA nach den Ter-
roranschlägen des 11. September 2001 als hu-
manitäre Aufbau- und Entwicklungshelfer in 
Uniform in den Einsatz nach Afghanistan ge-
schickt? Man wollte nicht dem amerikanischen 
Konzept des Kriegs gegen den Terror widerspre-
chen. Warnungen vor einem Scheitern im Krieg 
gegen den Terror wurden beiseite gewischt. 
Statt Krieg fordere ich zivile und gewaltfreie 
Friedens- und Entwicklungsarbeit für Afgha-
nistan und die Selbstbestimmung der Afgha-
nen. Die Konzepte hierfür sind nicht erst zu 
erfinden. Sie müssen nur angewendet werden. 
Organisationen, die schon mit ihnen arbeiten, 
brauchen Unterstützung. Der Krieg gegen den 
Terror in Afghanistan produziert Hass in der Zi-
vilbevölkerung gegen die als Besatzer erlebten 
vermeintlichen Befreier und verschafft dem Wi-
derstand massenhaft Zulauf.

Erhard Crome: Der Afghanistan-Krieg des Wes-
tens war von Anfang an falsch. Die Gründe wa-
ren immer vorgeschoben: erst war die Rede von 
der Bekämpfung von Terrorismus und des Dro-
genhandels, dann von der Befreiung der Frauen, 
Schulbau und Schulunterricht, schließlich von 
Demokratie und Menschenrechten. Tatsächlich 
hatte Bundeskanzler Schröder nach 9/11 dem 
US-Präsidenten die „uneingeschränkte Solidari-
tät“ Deutschlands angetragen. Es war bündnis-
politischer Übereifer, der die Regierung damals 
in den Afghanistankrieg manövriert hat. 

Christine Hoffmann: Frauenrechte sind in 
Deutschland für diesen Militäreinsatz rheto-
risch in unverantwortlicher Weise von allen 
beteiligten Bundesregierungen funktionali-
siert worden, um die deutsche Öffentlichkeit 
dazu zu bringen, den Einsatz der Bundeswehr 
um der Frauen und Mädchen in Afghanistan 
willen hinzunehmen. Für die Afghaninnen ist 
das fatal, denn es hat Hoffnungen geweckt, 
die enttäuscht wurden. Der Skandal ist, dass 
die Situation der Frauen sich in den letzten 
Jahren wieder verschlechtert hat. Ich muss an 
dieser Stelle nicht ausführen, was es bedeutet 
in fortgesetzter Kriegsökonomie und prekärer 
Sicherheitslage Kinder und Alte zu versorgen. 
Die Jahrzehnte Krieg haben die afghanische 
Gesellschaft stark brutalisiert und das bedeu-
tet für Frauen massenhaft häuslicher Gewalt 
ausgesetzt zu sein. 

Erhard Crome: Mit der Installation des korrup-
ten Karzai-Regimes in Kabul durch den Westen 
war auch die völlige wirtschaftliche Öffnung 

Afghanistans veranlasst worden. Nach der neo-
liberalen Irrlehre wurden Zölle und Abgaben 
weitgehend abgeschafft. Damit sind Obst und 
Gemüse aus China und Pakistan sowie Textilien 
aus China billiger als in Afghanistan produzier-
te, von chinesischen Industriegütern ganz zu 
schweigen. So gibt es keine Chance für einen 
selbsttragenden wirtschaftlichen Aufschwung 
Afghanistans. Der größte Teil der Bevölkerung 
wurde in eine „Rentenbevölkerung“ verwan-
delt, d.h. sie ist abhängig von ausländischen 
Zahlungen, und da das nicht reicht bzw. ein 
großer Teil der Gelder in den Taschen der Beam-
ten des Kabuler Regimes bzw. der Warlords ver-
schwindet, ist die zunehmende Armut im Lande 
eine notwendige Folge. Der Anbau von Mohn 
für die Drogenherstellung bleibt für Teile der 
Bevölkerung sozusagen als einzige Alternative. 
Ohne wirtschaftliches Umsteuern, ohne selbst-
tragende Wirtschaftsentwicklung wird es keine 
Perspektive für das Land und seine Bevölkerung 
geben.

Afghanistan liegt geopolitisch zwischen 
Zentral asien, gewissermaßen einem traditio-
nellen Interessengebiet Russlands, sowie Chi-
na, Indien, Iran und Pakistan. Es gibt ein geopo-
litisches Interesse der USA, sich dort dauerhaft 
festzusetzen, schon um die gesamte Region mi-
litärisch bedrohen zu können. Ja, eine dauerhaf-
te Friedensregelung wird es nur geben, wenn 
nicht nur die NATO mit den Taliban redet bzw. 
die Karzai-Administration mit den verschiede-
nen Kriegsparteien, sondern wenn alle Staaten 
der Region einbezogen werden.

Matin Baraki: Auf der Suche nach einer echten 
Alternative zur aktuellen Afghanistanpolitik 
skizziere ich euch jetzt mal meinen 14-Punkte-
Plan. Wir müssen – und wir können getrost 
weiter denken als bis zum Abzug und nach dem 
Abzug droht nicht automatisch das Chaos.

1.  Ein einseitiger und bedingungsloser Waffen-
stillstand der NATO, zunächst für die Dauer 
von mindestens sechs Monaten.

2.  Ablösung der NATO-Einheiten durch eine In-
ternational Security Assistance Force (ISAF) 
bestehend aus Einheiten der islamischen und 
Blockfreien Staaten.

3.  Auflösung aller NATO-Militärbasen und Stütz-
punkten sowie diesbezüglich geschlossener 
Verträge mit der Kabuler Administration.

4.  Eine nationale Versöhnungspolitik mit allen 
politischen und militärischen Gruppen, ein-
schließlich der islamisch geprägten, wie den 
Taleban, der Hesbe Islami von Gulbudin Hek-
matyar und dem Haqani-Netzwerk.

5.  Bildung einer Wahrheitskommission nach 
dem Muster von Südafrika.

6.  Auflösung aller militärischen, paramilitäri-
schen Verbände der Warlords sowie auslän-
dischen und afghanischen privaten Sicher-
heitsfirmen.

7.  Vorbereitung von landesweiten Wahlen z.B. in 
den Dörfern, Kreisen, Bezirken usw. zu einer 
nationalen Loya Djerga (Ratversammlung), 
unter der Kontrolle unabhängiger internatio-
naler Organisationen, wie Friedens-, Frauen-, 
Studenten- und Gewerkschaftsbewegungen.

8.  Konstituierung einer vom Volk gewählten 
Loya Djerga, jedoch keine Ernennung von ir-
gendwelchen Abgeordneten durch den Präsi-
denten.

9.  Auf dieser Loya Djerga sollen dann eine pro-
visorische Regierung und Kommissionen zur 
Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfes 
basierend auf der Abschaffung des Präsidi-
alsystems sowie eines Wahl-, Parteien- und 
Gewerkschaftsgesetzes gewählt werden.

10.  Durchführung von allgemeinen freien und 
von unabhängigen Gremien kontrollierten 
Parlamentswahlen.

11.  Wahl einer neuen Regierung unmittelbar 
durch das Parlament, ohne vorherigen Vor-
schlag des noch amtierenden Interimsminis-
terpräsidenten.

12.  Abschaffung der Politik der offenen Tür und 
Einleitung einer auf das nationale Interesse 
basierenden Wirtschafts-, Finanz-, Zoll- und 
Steuerpolitik.

13.  Maßnahmen zum Wiederaufbau des zer-
störten Landes, wofür ein Viertel der NATO-
Kriegskosten aufzuwenden wären. Diese 
Mittel sollen auf einem unter unabhängiger 
Kontrolle stehenden Treuhandkonto geparkt 
und nur projektgebunden verwendet wer-
den.

14.  An den Wiederaufbaumaßnahmen sollten 
die Nachbarn Afghanistans bevorzugt betei-
ligt werden. Dies wird die regionale Koope-
ration und Stabilität fördern.

Christine Hoffmann: Dieser Plan ist eine echte 
Alternative, die wir aufgreifen und in die öffent-
liche Diskussion einbringen können. Deine Ex-
pertensicht stärkt die Forderung der Friedens-
bewegung nach sofortigem Waffenstillstand. 
Sehr ernst zu nehmen finde ich auch, dass dein 
Plan betont, wie wichtig eine andere Wirt-
schaftspolitik für Afghanistan ist. 

Horst Scheffler: Die Schlüssel zur Lösung des 
Afghanistan-Konflikts haben nicht die Auslän-
der, sondern die Afghanen. Dazu gehört auch 
die Ökonomie mit den Nachbarländern und der 
ganzen Region – ja wir sollten in diese Richtung 
weiter denken. 

Erhard Crome: Misst man die vollmundigen 
Worte der Nato an den Ergebnissen, so bleibt 
festzuhalten: die Briten haben zweimal ver-
sucht, Afghanistan zu erobern, und sind kläg-
lich gescheitert, die Sowjetunion hat dort in 
den 1980er Jahren eine eklatante Niederlage 
erlitten, und nun ist der Westen dran. Die west-
lichen Truppen sind kriegführende Partei, nicht 
Friedensbringer. Zum sofortigen Abzug gibt es 
keine vernünftige Alternative.

KonKreter erster schritt: einseitiger unD 
BeDingungsloser WaffenstillstanD Der nato   

Auch wenn uns die Politik das Gegenteil weismachen will: es gibt Alternativen zur 
sogenannten „Übergabe in Verantwortung“ – Im Gespräch hier vier AktivistInnen, 
denen es darum geht, ein selbstbestimmtes Afghanistan zu fördern.

Dr. Matin Baraki, Politik-
wissenschaftler, Sachver-
ständiger für Afghanis-
tan und Lehrbeauftragter 
an der Philipps-Universi-
tät Marburg

Erhard Crome, Dr. rer. pol. 
habil., Referent für Frie-
dens- und Sicherheitspo-
litik sowie Europapolitik 
im Institut für Gesell-
schaftsanalyse der Rosa-
Luxemburg-Stiftung

Christine Hoffmann, Ge-
neralsekretärin der deut-
schen Sektion der inter-
nationalen kath o lischen 
Friedensbewegung pax 
christi

Horst Scheffler, Vorsitz-
ender der Aktionsge-
meinschaft Dienst für 
den Frieden. 

Zeitung zu den Protesten gegen „Petersberg II“



 Sonntag, 4. 12. 2011 

 Internationale Antikriegskonferenz  
Für ein selbstbestimmtes Afghanistan
8.30 – 19.00 Uhr | LVR-Museum Bonn
Colmantstr. 14-16 (Nähe Hbf)

Mit dem Netzwerk »No to War – No to NATO« und der Unterstützung 
der Rosa Luxemburg Stiftung wollen wir mit der internationalen Kon-
ferenz  ein eintägiges Alternativ-Programm zum Kriegs-Gipfel anbie-
ten, dass die Logik der NATO entlarvt, Raum für Diskussionen schafft 
und als Forum der fortschrittlichen afghanischen Stimmen dient. 
Ziel ist, Gegenöffentlichkeit zu schaffen, Alternativen für die Besat-
zung aufzuzeigen und aufzuklären. Auf der Konferenz wollen wir das 
Bild Afghanistans aus verschiedenerlei Perspektive beleuchten und in 
einen Austausch mit AfghanInnen treten. 
Wir werden diskutieren! Durch Diskussionsrunden mit VertreterIn-
nen aus internationalen, friedens- und entwicklungspolitischen Zu-
sammenhängen treten wir in den aktuellen Diskurs um die Analyse 
der NATO Kriege und positive Friedensperspektiven ein.
Wir werden uns gegenseitig informieren und bilden! In Seminaren 
und Workshops zu unterschiedlichsten Themenbereichen – von 
der »vernetzen Sicherheit«, über die Frage des »Nation-Building«, 
bis hin zum Thema »Befreiung durch Selbstbefreiung«, sollen die 
unterschiedlichsten Aspekte fundiert und tiefergehend in kleineren 
Gruppen mit bekannten ReferentInnen diskutiert werden. U.a. wirken 
mit: Tariq Ali (GB), Matin Baraki (AF/ DE), Alexander Buzgalin (RU), 
Jeremy Corbyn (GB), Tarja Cronberg (FI), Mamgunh Habashi (EG), 
Christine Hoffmann (DE), Malalai Joya (AF), Judith Leblanc (USA), 
Tomas Magnusson (SE), Mairead Maguire (NIR), Tobias Pfl üger (DE), 
Alyn Ware (NZ)

 Samstag, 3. 12. 2011  

 Bundesweite  Demonstration 
Auftaktkundge-
bung um 11.30 Uhr 
am Bonner Kaiserplatz 
(Nähe Hauptbahnhof) – 
Demonstration durch die 
Bonner Innenstadt

Schlusskundgebung 
ab 14 Uhr 
Kaiserplatz – mit Bei-
trägen aus der Inter-
nationalen Friedens-
bewegung

 Montag, 5. 12. 2011 

 Phantasievolle Begleitaktionen 
zur Regierungskon-
ferenz »Petersberg II«
ab 8 Uhr in Königs-
winter und am gegen-
überliegenden Rheinufer in 
Bonn-Mehlem (zur Eröffnung am 
Petersberg) und ab 11.55 Uhr am 
Konferenzort »Alter Bundestag« 
U.a. geplant sind Großtrans-
parente und Lichterketten am 
Rheinufer, Mahnwachen an der 
Zufahrt zum Petersberg, und 
ein Protestschiff am Rheinufer 
Königswinter. Um 11 Uhr tragen wir den Protest mit einer Schiffsdemo 
zum Konferenzort »Alter Bundestag«. Um fünf vor 12 Uhr beginnen 
dort weitere Protestaktionen mit einer Antikriegskundgebung. 
Beteiligt Euch mit eigenen Ideen!

10 Jahre nach Beginn des Krieges in Afghanistan protestieren wir gegen 

die Konferenz der kriegführenden Staaten in Bonn („Petersberg II“). Wir 

wollen das Ende des Krieges, den Abzug der Truppen, Wiederaufbau und 

Zukunftsperspektiven für die afghanische Bevölkerung.
PROTESTE GEGEN „PETERSBERG II“ 

BONN 03.–05.12.2011

SIE REDEN VOM FRIEDEN. 
SIE FÜHREN KRIEG.

AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!AUS AFGHANISTAN!

TRUPPENTRUPPEN

Aufruf 
Widerstand und Protest gegen „Petersberg II“
DeM frieDen eine chance, 
truPPen raus aus afghanistan!

ErstunterzeichnerInnen:
Wilhelm Achelpöhler (Grüne Friedensinitiative); Düzgün Altun (DIDF); Reiner Braun (IALANA); Bernhard Clasen (Mönchengladbacher Friedensforum); 
Uli Cremer (Grüne Friedensinitiative); Peter Delis (Bundesausschuss Friedensratschlag); Kristian Golla (Netzwerk Friedenskooperative); Irmgard Heil-
berger; (Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit); Lühr Henken (Bundesausschuss Friedensratschlag); Uwe Hiksch (Bundesvorstand Natur-
Freunde Deutschlands); Christine Hoffmann (Generalsekretärin Pax Christi); Willi Hoffmeister (Ostermarsch Rhein Ruhr Komitee); Matthias Jochheim 
(Vorsitzender IPPNW); Marion Küpker (Gewaltfreie Aktion Atomwaffen Abschaffen (GAAA)); Oskar Lafontaine (MdL, Fraktionsvorsitzender Die Linke 
Saarland); Werner Rätz (Attac Deutschland, Rat); Clemens Ronnefeldt (Internationaler Vesöhnungsbund - Deutscher Zweig); Jürgen Rose (Oberstleutnat 
a.D., Darmstädter Signal); Ulrich Sander (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der AntifaschistInnen (VVN-BdA); Monty Schädel (Deut-
sche Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)); Reiner Schmidt (Interventionistische Linke);  Horst Schmitthenner (IG-Metall); 
Martin Singe (Komitee für Grundrechte und Demokratie); Mani Stenner (Netzwerk Friedenskooperative); Peter Strutynski (Bundesausschuss Friedens-
ratschlag); Hannelore Tölke (Mitglied des Bonner Stadtrates); Jürgen Wagner (Informationsstelle Militarisierung); Laura von Wimmersperg (Gruppen der 
Berliner Friedenskoordination); Lucas Wirl (NaturwissenschaftlerInnen-Initiative Verantwortung für den Frieden) 

Organisationen/Initiativen:
A: AG Frieden Trier; Aktion Freiheit statt Angst e.V., Berlin; Aktionsgemeinschaft Friedenswoche Minden e.V.; Antifaschistische Linke Freiburg (ALFR); Antikapitalis-
tische Aktion Bonn; antimilitaristische gruppe Münster; Archegemeinschaft – Gewaltfreiheit und Spiritualität (dt. Zweig); attac Deutschland (sowie regionale Un-
tergliederungen); B: Bonner Jugendbewegung; Braunschweiger Bündnis für den Frieden; Bremer Antikapitalistische Linke (BAL); Bremer Friedensforum; Bremische 
Stiftung Rüstungskonversion und Friedensforschung; Bündnis Dortmund gegen Rechts; Bündnis für die Zukunft, Hannover; Bundesausschuss Friedensratschlag, 
Kassel; Bundesverband Linksjugend [‘solid]; bundeswehr wegtreten!, Köln; C: CENI - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.; D: Deutsch-Japanisches Friedensforum 
Berlin e.V.; Deutsche Friedensgesellschaft – Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) Bundesverband (sowie regionale Untergliederungen); Deutscher Frei-
denkerverband Landesverband Bayern; Deutscher Friedensrat e.V, Berlin; Die Linke, Parteivorstand (sowie regionale Untergliederungen); dielinke.SDS Bayern; DKP 
Bremen-Nord; Dortmunder Friedensforum; Düsseldorfer Friedensforum; E: Essener Friedensforum; ethecon - Stiftung Ethik & Ökonomie; F: Flüchtlingsrat Düssel-
dorf e.V.; Flüchtlingsrat Niedersachsen; Föderation demokratischer Arbeitervereine (DIDF - Bundesvorstand); Frauennetzwerk für Frieden e.V.; Freireligiöse Jugend, 
Karlsruhe; Friedensbündnis Karlsruhe; Friedensbüro Göttingen; Friedensfestival Berlin; Friedensforum Duisburg; Friedensinitiative Köln Sülz-Klettenberg; Frie-
denskreis Castrop-Rauxel; Friedensnetzwerk Ulm; Friedensplenum/Antikriegsbündnis Tübingen; Friedens- und Flüchtlings-begleitgruppe Herford; Friedens- und 
Zukunftswerkstatt e.V., Frankfurt; Fürther Sozialforum; G: Gesellschaft Kultur des Friedens, Tübingen; Gesellschaft zur Humanitären Unterstützung der Palästinser 
e.V.; Gewaltfreie Aktion Atomwaffen abschaffen (GAAA); Gruppen der Friedenskoordination Berlin; H: Hamburger Forum für Völkerverständigung und weltweite 
Abrüstung e.V.; Heilbronner Friedensrat; Hiroshima-Arbeitsgemeinschaft Kiel; I: Informationsstelle Militarisierung (IMI), Tübingen; Initiative militaer-gehoert-
abgeschafft.de; Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkriegs - Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW) - deutsche Sektion; Internationale Frauenliga für 
Frieden und Freiheit (IFFF /WILPF); Internationale Liga für Menschenrechte; Interventionistische Linke (IL); Iranisches Kulturzentrum e.V., Mainz; J: JuristInnen ge-
gen ABC-Waffen (IALANA) - deutsche Sektion; K: Kieler Friedensforum; Kölner Friedensforum; Komitee für Grundrechte und Demokratie; Kommission für Frieden 
und Freiheit in Afghanistan e.V., Landau; Kooperation für den Frieden; KriWi e.V. Unterstützung internationaler Kommunikation kritischer WissenschaftlerInnen 
und IngenieurInnen, Mitgl.v.INES; L: Lebenshaus Schwäbische Alb - Gemeinschaft für soziale Gerechtigkeit, Frieden und Ökologie; Linkes Bündnis Dortmund; M: 
Menschen für den Frieden, Düsseldorf; Mönchengladbacher Friedensforum; Motorradfahrer/innen ohne Grenzen; Münchner Bündnis gegen Krieg und Rassismus; 
Münchner Bürgerinitiative für Frieden und Abrüstung (BIFA); Münchner Friedensbündnis; N: NaturFreunde Deutschlands; NaturwissenschaftlerInnen-Inititive Ver-
antwortung für den Frieden; Netzwerk Cuba - Informationsbüro - e.V.; Netzwerk Friedenskooperative; Nürnberger Friedensforum; Ö: Ökumene 2017; Ökumenischer 
Arbeitskreis Christen und Ökologie; O: Ohne Rüstung Leben - Ökumenische Aktion für Frieden und Abrüstung; Osnabrücker Friedensinitiative (OFRI); Ostermarsch 
Ruhr; Ostermarschbüro, Frankfurt; P: Pädagoginnen und Pädagogen für den Frieden; PAX AN!, Köln; Pax Christi - Aachen, Bonn, Essen, Fulda, Sendenhorst, Kommis-
sion Friedenspolitik R: Rostocker Friedensbündnis; Rote Antifa [Bochum/Dortmund/Essen]; S: Siegener Zentrum für Friedenskultur (ZFK); Solidaritätsgruppe für die 
arabische Demokratiebewegung, Bielefeld; Sozialistische Alternative (SAV); Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) Bonn; Studierendenverband DieLinke.
SDS, Bundesverband; T: Truderinger Friedensfrauen, München; V: Verein zur Förderung der Friedensarbeit e.V., Bonn; Vereinigung Demokratischer Juristinnen und 
Juristen e.V. (VDJ); Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes - Bund der Antifaschisten (VVN-BdA); Z: Zeitung gegen den Krieg; Zusammen-arbeitsausschuss der 
Friedensbewegung Schleswig-Holstein und viele andere Stand: September 2011

Auf die Terroranschläge vom 11. September 2001 reagierten die 
USA sowie die NATO mit dem Krieg in Afghanistan. Im Dezember 
vor zehn Jahren wurde auf der Petersberger Konferenz bei Bonn 
eine provisorische Regierung für Afghanistan unter Präsident 
Karzai eingesetzt – wenige Tage später beschloss der UN-Sicher-
heitsrat den ISAF-Einsatz. Nun lädt die Bundesregierung für den 
5. Dezember 2011 erneut auf den Petersberg ein. Die kriegführen-
den Staaten werden hier zusammenkommen, um über die Zu-
kunft Afghanistans zu beraten. Delegierte aus 90 Ländern sowie 
NGO‘s sollen vorgeblich über »Friedensperspektiven« diskutie-
ren – doch die Realität sieht anders aus: 
Seit einem Jahrzehnt führt die NATO in Afghanistan unter dem 
Vorwand der »humanitären Intervention« und des »Krieges ge-
gen den Terror« einen Krieg für wirtschaftliche und machtpoliti-
sche Interessen. Die Bilanz: Jahr für Jahr steigende Opferzahlen, 
insbesondere unter der Zivilbevölkerung, zerstörte Infrastruktur, 
massive Unterernährung, unbehandelte Krankheiten, sinkende 
Lebenserwartung, wachsende Gewalt gegen Frauen. Trotz alle-
dem werden Menschen, die vor Krieg, Zerstörung und Not fl üch-
ten, mit Militär und Polizeieinheiten wie z.B. FRONTEX, mit Ge-
walt von Europa ferngehalten. 
Die Bundeswehr beteiligt sich an diesem Krieg und trägt 
Schuld an Kriegsverbrechen, wie z. B. dem Massaker bei Kun-
duz. Der jährlichen Verlängerung des parlamentarischen 
Mandates steht die mehrheitlich ablehnende Haltung der 
Bevölkerung entgegen: Es mangelt der Bundeswehr nicht 
nur an SoldatInnen, sondern auch an breiter Akzeptanz da-
für, Krieg als Mittel der Politik zu führen. Mit dem Ziel dieses 
zu ändern, wird die Gesellschaft auf allen Ebenen zunehmend 
militarisiert. Die Reform der Bundeswehr bedeutet, 
dass die Bundeswehr an Schulen Rekruten wirbt, im 
Innern zum Einsatz kommt und zur Interventions-armee umge-
staltet wird. 
Nun kündigt die Bundesregierung an, bei der zweiten Afgha-
nistan-Konferenz auf dem Bonner Petersberg über »politische 
Lösungen« und »Truppenabzug« diskutieren zu wollen – eine 
reine Farce. De Facto sollen in Zukunft vermehrt afghanische 

Militärs und Polizisten ausgebildet werden, um stellvertretend 
für die NATO den Krieg fortzusetzen, den Großteil der Opfer zu 
stellen und, weiterhin von der NATO kontrolliert, selbst für »Si-
cherheit« zu sorgen. Gleichzeitig will die NATO als »Krisenmana-
gement« die Zivil-Militärische Zusammenarbeit (ZMZ) forcieren 
– die enge Integration politischer, militärischer, wirtschaftlicher, 
humanitärer und polizeilicher Instrumente. Was früher zivil war, 
wird heute militärischen Zielen untergeordnet. So wird z.B. auch 
»Entwicklungshilfe« zum Bestandteil der NATO-Strategie. 
Wir lassen uns nicht täuschen: Was wie eine »Friedensperspek-
tive« klingt, soll der Fortsetzung internationaler militärischer 
Interventions- und Besatzungspolitik dienen. Krieg bedeutet im-
mer: Tod, Folter, Vergewaltigungen, Menschenrechtsverletzun-
gen – so aktuell auch in Libyen. 
Die Regierungen der Kriegsallianz wollen den Krieg in Afghanis-
tan weiterführen und beraten nun über das Wie – die Antikriegs- 
und Friedensbewegung will den Krieg beenden! Wir fordern die 
umgehende Einstellung aller Kampfhandlungen und den um-
fassenden Abzug der Truppen aus Afghanistan! Die frei werden-
den Gelder (im Jahr 2011 sind allein im Bundeshaushalt rund 1,1 
Milliarde Euro für den Krieg vorgesehen) müssen ab sofort für 
den Wiederaufbau und die Verbesserung der Lebensbedingun-
gen der afghanischen Bevölkerung nach deren Bedürfnissen 
eingesetzt werden! Nur so kann in Afghanistan ein Frieden ent-
stehen, der seinen Namen auch verdient. 
Die Antikriegs- und Friedensbewegung ruft zu gemeinsamen 
und vielfältigen Aktivitäten in Bonn auf. Vom 3. bis zum 5. De-
zember 2011 wollen wir mit einer bundesweiten Demonstrati-
on und auf einer interna-tionalen Konferenz Zeichen gegen die 
menschenfeindliche Politik des Krieges setzen. Stellt Euch quer 
und beteiligt Euch an Aktionen Zivilen Ungehorsams! 
Die Aufstände im arabischen Raum und die wiedererstarkte Anti-
Atom Bewegung hierzulande lassen uns optimistisch sein, dass 
soziale Bewegung die Welt verändern und auch wir gemeinsam 
ein kraftvolles Zeichen gegen den Krieg setzen können! 

Kommt nach Bonn! 

Infotelefon: 02 28.69 29 04 | www.afghanistanprotest.de
Protestbündnis gegen „Petersberg II“ | c/o Römerstr. 88 | 53111 Bonn | Tel. 02 28.69 29 04 | Fax 02 28.69 29 06 | info@afghanistanprotest.de
V.i.S.d.P.: Reiner Braun | c/o Protestbündnis gegen „Petersberg II“ | Spendenkonto: Förderverein Frieden e.V. | Konto 4041 860 402 | BLZ 430 609 67 | GLS Bank | Stichwort Petersberg II

zur Website via smartphone 

TERMINE: 

Diese Zeitung und weitere Materialien können zum Weiterverbreiten beim Protestbündnis bestellt werden. 
Auch der Protestaufruf kann für die Internet-Liste der UnterstützerInnen online unterzeichnet werden.


